
HBV-Wahlprüfsteine zur Landtagswahl 2022 – Antworten der Parteien 

(Wie) werden Sie die Heilbäder und Kurorte in den Bereichen der Vorsorge und 
Reha sowie mit ihrer medizinisch-therapeutischen Kompetenz in der kurörtlichen 
Infrastruktur als systemrelevanten Teil des Gesundheitssystems finanziell sichern 
und auf hohem qualitativem Niveau weiterentwickeln?  

CDU: Heilbäder und Kurorte sind als Orte für Rehabilitation und Genesung ein wichtiger 
Bestandteil unseres Gesundheits-systems. Wir sind froh und dankbar, dass wir in 
Schleswig-Holstein zahlreiche Kurorte und Heilbäder haben. Um diese qualitativ auf 
hohem Niveau zu halten, müssen wir u.a. die Ausbildung der Nachwuchskräfte fördern. 
Dafür haben wir bereits die Schulgeldfreiheit für Gesundheitsfachberufe abgeschafft. 
Ferner setzen wir uns als CDU Schleswig-Holstein dafür ein, dass der Pflegeberuf 
attraktiver wird. Dafür wollen wir verschiedene Maßnahmen, wie beispielsweise eine 
gerechtere Vergütung oder die unbürokratische Anerkennung von ausländischen 
Berufsabschlüssen, umsetzen. Weitere finanzielle Unterstützungen werden wir in der 
nächsten Legislaturperiode prüfen 

SPD: Hohe Qualität ist für den Gesundheitsstandort Schleswig-Holstein eine tragende 
Säule, wenn es um unsere Heilbäder und Kurorte geht. Wir wollen die interessierten 
Heilbäder und Kurorte in die von uns geplanten Gesundheitskonferenzen einbeziehen.  

Grüne: Die Finanzierung von Rehakliniken ist bundesgesetzlich geregelt, das Land hat 
hier keinen Handlungsspielraum. Es gelten andere Finanzierungsregeln als für 
Krankenhäuser. Die Betriebs- und Investitionskosten der Einrichtungen müssen mit der 
Vergütung der erbrachten Leistungen gedeckt werden. Die mit der stationären 
medizinischen Vorsorge und Rehabilitation betrauten Einrichtungen haben leider keinen 
Anspruch auf Verträge mit den Sozialversicherungsträgern. Sie können ihre Leistungen 
daher nur abrechnen, wenn ihre Träger Versorgungsverträge abschließen. Dazu rechnen 
die Einrichtungen unter anderem mit den Krankenkassen, der Deutschen 
Rentenversicherung, der Bundesagentur für Arbeit und den gesetzlichen 
Unfallversicherungen ab. In der Regel werden die Leistungen über indikationsspezifische 
Pflegesätze abgerechnet, zunehmend werden aber auch Fallpauschalen vereinbart. 

FDP: Der gesamte Komplex der Vorsorge ist eine der großen Herausforderungen im 
Gesundheitswesen und wird immer wichtiger. Wir werden die Bereiche Vorsorge und 
Prophylaxe daher als einen Kern unserer Gesundheitspolitik definieren und stärken, um 
die Lebensqualität der Menschen zu erhöhen und die Kosten im Gesundheitswesen nicht 
ausufern zu lassen. Wir werden zudem mit einem „Masterplan 
Krankenhausinfrastruktur“ die medizinische Versorgung im Land zukunftsfest machen. 
Dafür wollen wir ein sinnvolles Zusammenwirken der Grund- und Regelversorger sowie 
Schwerpunktversorger einerseits und dem Universitätsklinikum als einzigem 
Maximalversorger im Land andererseits, sodass alle Aspekte der Gesundheitsversorgung 
berücksichtig werden. 

SSW: Der SSW zählt zu den wenigen Parteien, die sich konsequent und auf vielen 
Ebenen für präventive Arbeit einsetzt. Gerade im Gesundheitsbereich kommt der 
Vorsorge eine enorm wichtige Bedeutung zu. Qualitativ hochwertige Vorsorgeangebote 
sind uns ebenso wichtig, wie jene zur Rehabilitation. Damit war für uns z.B. vor dem 
Hintergrund der Erfahrungen mit der Corona-Pandemie völlig klar, dass wir auch die 
besonderen Belastungen für Rehaeinrichtungen in den Blick nehmen und entsprechende 
Härten ausgleichen müssen. Wie Sie wissen, bieten sich dem Land aber nur recht 
begrenzte Möglichkeiten. Wir werden uns aber weiterhin für höhere Investitionsmittel 



des Landes und nicht zuletzt auch für eine stärkere finanzielle Beteiligung des Bundes 
an den Basis- bzw. Vorhaltekosten der Einrichtungen einsetzen. Denn nur so wird es 
gelingen, die kurörtliche Infrastruktur nachhaltig zu sichern und wirklich zukunftsfest 
weiterzuentwickeln. 

AfD: Die weitere Entwicklung der Heilbäder und Kurorte sollte immer eingebettet in 
Entwicklungsprogramme der gesamten Region betrachtet werden. Dabei sind die 
einzelnen Akteure in den Kommunen besonders gefordert, konzertiert miteinander die 
Dinge voranzubringen. Dabei erwarten wir von den einzelnen Kompetenz- und 
Verantwortungsträgern – auch z.B. in Vorsorge und Reha – sich aktiv und geeignet in 
die Prozesse einzubringen. Ob Wohnungsprogramme, Fachkräftegewinnung oder 
verkehrsbauliche Maßnahmen: Bringen Sie vor Ort Ihre spezifischen Interessen und Ihr 
Fachwissen nachdrücklich ein. Eine zugeschnittene „finanzielle Sicherung“ z.B. durch 
Landesmittel, also Steuergeld, sehen wir als nicht zielführend an. 
 

(Wie) werden Sie sicherstellen, dass der enorme Aufwand zur Erlangung/ 
Erhaltung eines höherwertigen Ortsprädikates (z. B. Seeheilbad) in Bezug auf 
Infrastruktur (z. B. Kurmittelhaus) und Angebot (z. B. ortsgebundene Heilmittel) 
sich durch einen wirtschaftlichen Mehrwert für den Ort widerspiegelt? 

CDU: Mit der Prädikatisierung von Orten geht gleichzeitig ein Qualitätsversprechen für 
die Gäste einher, das durch die im Land zuständige anerkennende Behörde sichergestellt 
wird. Die jeweiligen Orte spielen eine zentrale Rolle im Gesundheitstourismus und sind 
auf Grund ihrer geographischen und/oder klimatischen Lage, ihrer speziellen 
Infrastruktur, den ortsgebundenen Heilmitteln sowie ihrer hochwertigen Angebote und 
qualifizierten Anbieter hoch attraktiv für Gäste, die sich und ihrer Gesund etwas Gutes 
tun, gesunden und/oder sich erholen wollen. Durch modernes und gemeinsames Kurort-
Marketing, genaue Analysen des Kurort-Marktes mit seinen Bedarfen und Anbietern, der 
systematischen (Weiter)Entwicklung zielgruppenspezifischer Angebote und Konzepte 
und neue gesetzliche Rahmenbedingungen (z.B. Verabschiedung des GVWG: ambulante 
Badekur ist seit 2021 Pflichtleistung der Krankenkassen) bieten sich für Heilbäder und 
Kurorte gute Perspektiven, insbesondere auch wirtschaftlicher Art. 

SPD: Heilbäder und Kurorte haben einen großen Wirtschaftsfaktor und können einen 
positiven wirtschaftlichen Mehrwert für den Ort schaffen. Die jeweils zuständige 
Kommune entscheidet in eigener Zuständigkeit, inwiefern wirtschaftliches Potenzial 
gegeben und genutzt werden kann. Die Anstrengungen zur Erlangung eines 
höherwertigen Ortsprädikats (z. B. Seeheilbad) zahlen sich aus, denn es werden sowohl 
die Lebensqualität auch der Einheimischen als auch die Wirtschaftskraft der Kommune 
erhöht. Dieses muss aber stetig kommuniziert werden. Wir fordern, dass das Land bei 
dieser Kommunikation die Kommunen nicht allein lässt. Zur Bedeutung von Heilbädern 
und Kurorten für Schleswig-Holstein insgesamt verweisen wir auf die Antwort zu Frage 
4.  

Grüne: Der wirtschaftliche Mehrwert der Erlangung und/oder Erhaltung eines 
höherwertigen Ortsprädikates muss sich aus der wirtschaftlichen Nutzung und 
Verwandlung dieses höherwertigen Prädikates auf Ortsebene ergeben. Landespolitisch 
kann die reine Erlangung dieses höheren Ortsprädikates nicht rein monetär honoriert 
werden. Als Land stellen wir deshalb die notwendigen Fördermittel für die 
infrastrukturelle Aufwertung und Ertüchtigung von Orten und insbesondere von 
touristischen Orten zur Verfügung. In Zukunft werden wir uns dafür einsetzen, dass 



diese Fördermittel noch stärker nach Nachhaltigkeitskriterien und für qualitative 
touristische Entwicklung verwendet werden. 

FDP: Wir sehen die hochwertigen touristischen Angebote im Land, zu denen die 
Heilbäder und Kurorte zweifelsohne zählen, als einen großen Standortvorteil für 
Schleswig-Holstein. Wir werden daher auch weiterhin die touristischen Destinationen in 
ihrer Entwicklung unterstützen, beispielsweise durch Förderungen bei infrastrukturellen 
Maßnahmen wie dem Neubau von Seebrücken oder der Modernisierung von 
Promenaden, wie wir es auch derzeit schon handhaben. 

SSW: Wir sehen in Schleswig-Holstein seit Jahren einen Trend zum 
Gesundheitstourismus. Der Aufwand zur Erlangung des höherwertigen Ortsprädikates 
schlägt sich daher für die meisten Gemeinden in höheren Buchungszahlen nieder. Das 
Prädikat Heilbad ist ein werbewirksames Aushängeschild für die Kommunen und für 
Schleswig-Holstein als Tourismusland. Wir wissen, dass jeder öffentlich investierte Euro 
deutlich höhere Investitionen im privaten Sektor nach sich zieht. Die Investitionen der 
Gemeinde regen daher weitere Investitionen an, die die Orte als Urlaubsorte noch 
deutlich attraktiver machen. Wir setzen uns daher auch künftig dafür ein, dass 
ausreichend Landesmittel für die Tourismusförderung zur Verfügung stehen, weil der 
Tourismus und der hochwertige Gesundheitstourismus einen erheblichen Beitrag zur 
Wertschöpfung in unserem Land leisten. 

AfD: Wir setzen voraus, dass sich die Heilbäder bei der Herstellung und Erhaltung von 
Infrastrukturen jeweils um Landesmittel aus den jeweiligen Förderprogrammen 
bewerben. Aktuell sei hier auf das Infrastruktur-Programm IMPULS verwiesen, das auch 
laufend durch Haushaltsmittel gespeist wird. Auch die Gewinnung privater Investoren 
spielt hier eine Rolle. Der zu erwartende Mehrwert für den Ort wird sich dann 
folgerichtig aus den lukrativen Angeboten für den Kunden generieren. 
 

Stimmen Sie zu, dass angesichts der seit 2021 geltenden Pflicht der 
Krankenkassen zur Gewährung von ambulanten Vorsorgeleistungen (§ 23/2 SGB V) 
dem Mangel an Badeärzten durch die Entwicklung neuer Strategien (z. B. 
Telemedizin) begegnet und diese finanziell/ strukturell gefördert werden sollten? 

CDU: Die Digitalisierung verschafft uns eine Vielzahl von Möglichkeiten. Unter anderem 
gehört auch der Einsatz von Telemedizin dazu, den wir ausdrücklich begrüßen und 
finanziell unter- stützen werden. Wir sehen insbesondere digitale Strategien als Chance 
zur Erweiterung und zum Ausbau der gesundheitlichen Prävention an. 

SPD: Im Rahmen der Gesundheitskonferenzen werden wir auch über Maßnahmen zur 
Verbesserung der Infrastruktur in der Gesundheitsförderung im Rahmen unserer 
KurorteInfrastruktur sprechen. Das Forum dafür könnte auch der Beirat für Kurorte sein.  

Grüne: Ja, wir sind dafür, dass insgesamt mehr gegen den Fachärztemangel, auch bei 
Badeärzt*innen getan werden muss. Insbesondere die Anzahl der Medizinstudienplätze 
sollte aus unserer Sicht an den Bedarf angepasst werden. Telemedizinische Angebote 
sind eine gute Möglichkeit, um die medizinische Versorgung zu ergänzen, den 
Fachkräftemangel ein Stück weit aufzufangen und die Versorgung in der Fläche sicher 
zu stellen. Die Landesregierung unterstützt modellhaft telemedizinische Angebote im 
Rahmen eines Förderprogramms. 

 



FDP: Wir sehen die hochwertigen touristischen Angebote im Land, zu denen die 
Heilbäder und Kurorte zweifelsohne zählen, als einen großen Standortvorteil für 
Schleswig-Holstein. Wir werden daher auch weiterhin die touristischen Destinationen in 
ihrer Entwicklung unterstützen, beispielsweise durch Förderungen bei infrastrukturellen 
Maßnahmen wie dem Neubau von Seebrücken oder der Modernisierung von 
Promenaden, wie wir es auch derzeit schon handhaben. 

SSW: Wir als SSW setzen uns dafür ein, dass es in allen Regionen unseres Bundeslandes 
ausreichende ärztliche und fachärztliche Kapazitäten gibt. Der Weg zum Arzt muss kurz 
sein und bleiben. Wir wissen, dass das insbesondere in vielen ländlichen Regionen 
immer problematischer wird, weil Arztpraxen nicht übernommen werden, wenn der alte 
Inhaber in den Ruhestand geht. Hier setzen wir uns dafür ein, dass für 
niederlassungswillige Mediziner Anreize geschaffen werden, um Arztsitze im ländlichen 
Raum und damit auch in den Kurorten und Heilbädern zu übernehmen. Hier sollte es 
darüber hinaus Anreize geben, um sich entsprechend als Badearzt weiterzubilden. 
Telemedizin ist sicherlich besser als gar kein Arztkontakt, kann aber den persönlichen 
Arzt-Patienten-Kontakt nicht ersetzen. Gerade im Bereich der ambulanten 
Vorsorgeleistungen sind die Patienten vor Ort ohne Kontakt zum Badearzt recht allein. 
Wir wollen uns daher gern für eine ausreichende Zahl an entsprechenden Fachärzten in 
den Heilbädern einsetzen.  

AfD: Wir begrüßen außerordentlich, dass seit dem 1.6.2021 die ambulante Vorsorge 
(Badekur) wieder Pflichtleistung der GKV geworden ist. Dem Badearzt-Mangel mit z.B. 
der Telemedizin zu begegnen, sehen wir skeptisch. Der Interessent – oftmals auch der 
„Entschleuniger“ genannt – reist doch gerade viele hundert Kilometer an, um den 
persönlichen Kontakt und die ärztliche Begleitung am Kurort zu finden. Zielführender ist 
für uns, der Präventionsmedizin insgesamt, beginnend mit dem Studium, einen deutlich 
höheren Stellenwert einzuräumen. In unserem Wahlprogramm sprechen wir dabei von 
der „Gesundheits-Aufklärung“, denn „Vorbeugen ist besser als heilen“ Nicht zu 
vergessen: Auch die Voraussetzungen zur Erlangung der ärztlichen Zusatzbezeichnung 
„Balneologie und medizinische Klimatherapie“ (Badearzt) wurden durch unsere Landes-
Ärzte-Kammer am 5.2.2020 bereits deutlich niedrigschwelliger gestaltet. 
 
Welchen Stellenwert haben für Sie die hochprädikatisierten Heilbäder und Kurorte 
im Rahmen der Landestourismusstrategie, dies auch vor dem Hintergrund der 
deutlichen Steigerung des Urlaubsmotivs „etwas für die Gesundheit tun“ von 25 % 
auf aktuell 33 %? 

CDU: Kur-, Erholungs- und Tourismusorte bieten auf Grund ihrer hochwertigen 
medizinischen Angebote und Infrastruktur optimale Voraussetzungen für Gesundheit, 
Genesung und Erholung, beispielsweise während einer Kur oder während eines Urlaubs. 
Insbesondere vor dem Hintergrund der gewachsenen Sensibilität und dem Wunsch vieler 
Menschen, etwas Gutes für die eigene Gesundheit zu tun und diese zu erhalten und zu 
fördern, kommt den Heilbädern und Kurorten als geprüften Gesundheitszentren ein 
hoher Stellenwert zu. 

SPD: Gesundheitstourismus nimmt für uns einen wichtigen Stellenwert ein und 
Heilbäder und Kurorte sind ein unverzichtbarer Bestandteil des Gesundheitstourismus in 
Schleswig-Holstein. Die Förderung und der Ausbau vorhandener Ressourcen und 
Infrastrukturen in diesem Bereich ist wichtig, auch um im Wettbewerb mit anderen 
Urlaubsorten und Bundesländern zu bestehen. Dies muss auch die kommende 
Tourismusstrategie berücksichtigen. Die Modernisierung der touristischen Infrastruktur 
muss vorangetrieben und Wellness- bzw. Gesundheitstourismus mehr Aufmerksamkeit 



geschenkt werden. Von großer Bedeutung ist aber auch eine gute Erreichbarkeit von 
Heilbädern und Kurorten sicherzustellen. Ein starker Nahverkehr in allen Landesteilen 
bedeutet immer auch Rückenwind für Wirtschaft und Tourismus.  

Grüne: Wir werden die Entwicklungsstrategie im Tourismus gemeinsam mit der 
Tourismusbrache insbesondere an Nachhaltigkeitsfaktoren orientiert neu ausrichten. 
Diese nennen bereits an dritter Stelle „Gesundheit und Wohlergehen“. Diese Wertung, 
gemeinsam mit der klaren Aussage zur Stärkung des Binnenlandtourismus und der 
wirtschaftspolitischen Priorisierung, u.a. auch für die Gesundheitsbranche, macht 
deutlich, dass in diesem Urlaubsmotiv großes Potential steckt, das wir stärken wollen. 
Es ist zu begrüßen, wenn sich die Heilbäder und Kurorte in den Prozess einbringen und 
die Strategie mit entwickeln. 

FDP: Wir wollen mit unserer Tourismusstrategie die für das Land so wichtige 
Tourismusbranche stärken und den Tourismus im Land verantwortungsvoll ausbauen. 
Viele unserer starken und beliebten Tourismusdestinationen sind zugleich Heilbäder und 
Kurorte, sodass dies auch bei der weiteren Entwicklung unseres Tourismus immer 
mitgedacht werden muss 

SSW: Die Heilbäder und Kurorte sind im Rahmen der Landestourismusstrategie ganz klar 
Zugpferde und Aushängeschilder. Insbesondere die Orte, die nicht unmittelbar an den 
Küsten liegen, profitieren touristisch sehr von diesen Prädikaten. Wir wissen, dass 
immer mehr Urlauber aktiven Gesundheitsurlaub machen wollen, da sind die Heilbäder 
und Kurorte im Land von unschätzbarem Wert, was die Vermarktung auch außerhalb 
der Landesgrenzen angeht. Wir setzen uns dafür ein, dass die Tourismusstrategie des 
Landes laufend weiterentwickelt wird und dabei unter anderem ein Fokus auf die 
Kurorte und Heilbäder gelegt wird.  

AfD: Vor wenigen Wochen hat Wirtschaftsminister Buchholz einen Bericht zum Stand 
der „Tourismusstrategie 2025“ im Landtag gegeben mit der Zusage (diese Strategie 
stammt bekanntlich aus dem Jahr 2014), in Kürze eine evaluierte „Strategie 2030“ im 
Parlament vorzulegen. Und ja, die qualitativ hochwertigen Präventionsangebote der 
Heilbäder und Kurorte waren bisher völlig unterrepräsentiert. Wir werden deshalb für 
das „neue Strategiepapier“ darauf drängen, eine enge Ressortabstimmung zwischen 
Wirtschafts- und Gesundheitsministerium durchzuführen. Zudem planen wir, im 
zuständigen Ausschuss eine mündliche, mindestens aber schriftliche Anhörung der 
Beteiligten, also auch dem Heilbäderverband, zu beantragen. Es sei erwähnt, dass Sie 
jederzeit auch unaufgefordert eine qualifizierte Stellungnahme abgeben können. 
 

Welchen Stellenwert hat für Sie Prävention im Sinne von integrierten 
kommunalen Handlungsstrategien (Gesundheitsförderungs- und 
Präventionsketten) und werden Sie die Rahmenvereinbarungen konkretisieren 
(Transparenz, niederschwellige Beteiligungsmöglichkeiten für Akteure, 
Angebotsvielfalt)? 

CDU: Unser Motto lautet: "Prävention und Gesundheitsförderung sind zentrale 
Bausteine, wenn es um den Erhalt von Lebensqualität geht". Auch integrierte 
kommunale Handlungsstrategien im Sinne von Gesundheits- und Präventionsketten sind 
uns wichtig 

SPD: Gesundheitsprävention hat grundsätzlich einen hohen Stellenwert und muss für 
die Gesundheitsinfrastruktur hervorgehoben beraten werden. Daher wollen wir mit allen 



Akteur*innen eine Gesundheitsversorgungs- und Präventionsstrategie entwickeln, die 
den Bedürfnissen unserer Gesellschaft gerecht wird.  

Grüne: Wir möchten bei der Gesundheitsvorsorge in Schleswig-Holstein zukünftig darauf 
hinwirken, dass die Prävention einen viel höheren Stellenwert bekommt. Aus diesem 
Grund werden wir eine nachhaltige Beratungsstruktur etablieren. Neben 
Mediziner*innen, Hebammen und anderem medizinischen Fachpersonal muss auch das 
pädagogische Fachpersonal in den Themenfeldern Ernährung und Gesundheitsprävention 
ausgebildet werden. Wir wollen noch im Jahr 2022 einen Präventionsrat auf 
Landesebene etablieren. Er soll das Gesundheitsministerium beraten und sich 
insbesondere mit chronischen Erkrankungen befassen. Neben dem Präventionsrat 
wollen wir Beratungsstrukturen, die für die Gesundheitsprävention eine große Rolle 
spielen, stärken. Dabei spielen auch kommunale Handlungsstrategien eine wichtige 
Rolle. 

FDP: Prävention zur Vorbeugung gesundheitlicher Probleme und Risiken hat für uns 
einen sehr hohen Stellenwert. Wir werden daher die Bereiche Vorsorge und Prophylaxe 
als einen Kern unserer Gesundheitspolitik definieren und stärken und dabei auch mit 
den Kommunen zusammen die besten Lösungen für Präventionsarbeit vor Ort 
diskutieren. 

SSW: Wie bereits unter 1 erwähnt, spielt der Präventionsgedanke für den SSW 
grundsätzlich eine ganz wesentliche Rolle. Dies gilt selbstverständlich auch für die hier 
angesprochenen integrierten kommunalen Handlungsstrategien und den Ansatz der 
Präventionsketten. Es ist absolut zielführend, bei der Gesundheitsförderung auf 
kommunaler Ebene anzusetzen. Denn hier sind wir nah an der Lebenswirklichkeit und 
am Alltag der Menschen. Uns ist wichtig, dass wir hier den Rahmen schaffen bzw. 
stärken, um das vielfältige Unterstützungsangebot öffentlicher und privater Träger und 
Akteure zu verbinden. Und wir wollen sicherstellen, dass diese Angebote auch 
denjenigen offenstehen, die schwierige oder benachteiligende Lebensbedingungen 
haben. Dass es bei der Weiterentwicklung dieser Strukturen auch Vorgaben zu Fragen 
der Transparenz und zum erleichterten Zugang für Akteure geben muss, ist 
einleuchtend. Hieran werden wir das zuständige Gesundheitsministerium auch nach der 
Wahl erinnern.  

AfD: Im Kern verweisen wir hier auf unsere Vorbemerkung i.V. mit den Antworten zu 3 
und 4. 
 

Stimmen Sie zu, dass bei der Überführung europäischer Verordnungen in 
deutsches Recht (z. B. Verordnung über Medizinprodukte MDR) die ortsgebundenen 
Heilmittel (z. B. Meerwasser) aufgrund ihrer Natürlichkeit nicht vollumfänglich 
mit anderen stofflichen Medizinprodukten verglichen werden können?  

CDU: Bis zum jetzigen Zeitpunkt empfanden wir es als nicht auffallend problematisch, 
dass bei der Überführung europäischer Verordnungen ins deutsche Recht ortsgebundene 
Heilmittel aufgrund ihrer Natürlichkeit nicht vollumfänglich mit anderen stofflichen 
Medizinprodukten verglichen werden können. Aber wir werden den Hinweis aufnehmen 
und in der nächsten Legislaturperiode beraten. 

SPD: Grundsätzlich können wir dem zustimmen. Diese grundsätzliche Zustimmung ist 
jedoch eng mit dem Qualitätsnachweis und der dauerhaften Überprüfung verbunden. 
Die Menschen müssen sich auf die zugesagte Wirksamkeit auch verlassen können.  



Grüne: Ja, allerdings haben wir uns mit dieser Frage auf Landesebene bisher nicht 
spezifisch befasst. Grundsätzlich ist festzustellen, dass Meerwasser kein Medizinprodukt 
ist. Positive Auswirkungen der Anwendung von Meerwasser und Produkten auf 
Meerwasser- oder Meersalzbasis ist aufgrund langjährigem Erfahrungswissen jedoch 
unbestreitbar. Dies ist ein wichtiger Pfeiler der therapeutischen Angebote in vielen 
Kurorten und Heilbädern an Nord- und Ostsee. 

FDP: Prävention zur Vorbeugung gesundheitlicher Probleme und Risiken hat für uns 
einen sehr hohen Stellenwert. Wir werden daher die Bereiche Vorsorge und Prophylaxe 
als einen Kern unserer Gesundheitspolitik definieren und stärken und dabei auch mit 
den Kommunen zusammen die besten Lösungen für Präventionsarbeit vor Ort 
diskutieren. 

SSW: Zu beurteilen, inwieweit die ortsgebundenen Heilmittel mit anderen stofflichen 
Medizinprodukten verglichen werden können, obliegt nicht uns als politische Partei. Das 
möchten wir gern ausgebildeten Fachleuten überlassen. Für uns ist wichtig, dass die 
ortsgebundenen Heilmittel einer Qualitätsprüfung unterliegen, um für die Kurgäste eine 
hohe Qualität in der Behandlung garantieren zu können. Gleichzeitig darf es aber nicht 
sein, dass EU-Regelungen sich als Hindernisse erweisen für die Anwendung traditionell 
genutzter Heilmittel, weil sie sich keiner EU-rechtlichen Kategorisierung unterwerfen 
lassen. Hier wollen wir gern dazu beitragen, dass die neue Landesregierung bei 
entsprechenden Problemen an die Bundesebene herantritt, um hier eine Problemlösung 
herbeizuführen.  

AfD: Hier möchten wir ganz offen einräumen, dass eine solch spezifische Fachfrage 
sicherlich durch kompetentere Fachleute aus der Wissenschaft beantwortet werden 
kann. Nach unserem Kenntnisstand könnten Sie auch zumindest den Versuch 
unternehmen, diese Frage über den „Nationalen Arbeitskreis zur Implementierung der 
neuen EU-VO über Medizinprodukte“ (NAKI) und dessen Mitglieder, Ministerien und 
Fachgesellschaften klären zu lassen. 
 
Stimmen Sie zu, dass aufgrund der sozialen/ wirtschaftlichen Bedeutung von 
Long-Covid-Erkrankungen neben dem stationären Bereich auch ambulante 
Leistungen im Sinne der Nachsorge und langfristigen Sicherung der 
Arbeitsfähigkeit entwickelt werden sollten und würden Sie ein Projekt finanziell 
fördern?  

CDU: Es ist wichtig, dass Long COVID in den nächsten Jahren weiter erforscht wird. Die 
Stärkung sowohl der stationären als auch der ambulanten Versorgung und deren 
Verzahnung und Vernetzung sind generell zentrale und wichtige Anliegen für uns. Dies 
involviert selbstverständlich auch die Nachsorge zur langfristigen Sicherung der 
Arbeitsfähigkeit nach Infektionen mit Corona-Viren. Wir setzen uns bereits jetzt für 
Forschungsprojekte ein, die die Folgen von Corona-Infektionen untersuchen und fördern 
diese (z.B. die CRONOS-Register Studie am UKSH zur Erforschung von Long COVID bei 
Kindern). Wir werden aufmerksam verfolgen, welche weiteren Initiativen es zu dieser 
Thematik gibt und werden Projekte prüfen und beraten, die sich mit der Nachsorge von 
an Corona erkrankten Patientinnen und Patienten befassen 

SPD: Dem stimmen wir zu. Auf die Versorgungssituation der Long-Covid-Patienten 
haben wir ein besonderes Augenmerk. Long-Covid ist besonders tückisch, weil es 
vermehrt nach sehr milden Verläufen, gerade auch bei jüngeren Patient*innen, auftritt 
und meist mehrere Beschwerden gleichzeitig auslöst. Die Nachsorge und die Sicherung 
der Arbeitsfähigkeit sind wichtig. Es bedarf eine ganzheitliche Behandlung diverser 



Fachrichtungen. Für die Sicherung der Nachsorge werden wir mit allen Akteur*innen im 
Gespräch bleiben. 

Grüne: Long-Covid ist ein relativ neues Erkrankungsbild und trifft viele Menschen, nicht 
nur diejenigen, die einen schweren Krankheitsverlauf hatten. Es ist gut und wichtig, 
dass sich der stationäre Bereich mit den Kliniken und Rehaeinrichtungen ebenso wie der 
ambulante Bereich so schnell und kompetent auf diese Patient*innen und ihre 
Behandlung eingestellt haben. Gern unterstützen wir weitere Projekte 

FDP: Long-Covid ist eine ernstzunehmende Krankheit, die wir aufmerksam verfolgen. 
Wir halten es für absolut notwendig, dass es hierzu ausreichend medizinische Forschung 
und Studien gibt. Die Seite 3 von 3 Ergebnisse werden wir analysieren und bei der 
Entscheidung über mögliche gesundheitspolitische Maßnahmen selbstverständlich 
berücksichtigen 

SSW: Wir wollen gern unterstützen, dass Menschen, die an Long Covid leiden eine 
angemessene Therapie bekommen, sprich dass es ein ausreichendes Therapieangebot 
für die Betroffenen gibt. Hierbei können auch die ambulanten Leistungen in den 
Kurorten und Heilbädern eine Rolle spielen, da der Zugang zu den ambulanten 
Leistungen niedrigschwelliger ist als der zu einer Kur oder Reha-Maßnahme. Wir würden 
es begrüßen, dass solche Nachsorgemaßnahmen im Rahmen bereits etablierter 
Strukturen stattfinden, ohne dass gesonderte Projekte dafür aufgelegt werden müssen. 
Sollte es hierfür Hindernisse bürokratischer Art geben, wollen wir uns gern dafür stark 
machen, diese zu beseitigen, die betroffenen Menschen sollen sich nicht zusätzlich zu 
ihrer Erkrankung noch mit ärgerlicher Bürokratie herumschlagen. Darum setzen wir uns 
ausdrücklich für einen Bürokratieabbau auf allen Ebenen ein.  

AfD: Nach unserer Überzeugung werden viele medizinische Fragen rund um das Virus in 
den nächsten Jahren noch zu erforschen sein. Dazu gehört auch die Frage nach Post-
COVID, darunter auch dem von Ihnen angeführten Long-COVID-Syndrom. Es hat sich 
bewährt, aus den gewonnenen Erkenntnissen dann durch die medizinischen 
Fachgesellschaften therapeutische Leitlinien sowohl für den stationären als auch den 
ambulanten Bereich zu entwickeln und zu erproben. Ob dieser Prozess in Form von 
Projekten finanziell förderfähig sein kann, wird von dem jeweiligen Design abhängen. 
Ebenso wäre erst dann die zuständige Entscheidungsebene – also: Bund oder Land zu 
erkennen. 


